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Α . Einleitung 

I. Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit den Grenzen der Auswei-
sung und Abschiebung von Ausländern, die im Ausland strafrechtlich 
verfolgt werden. Gegenstand  der  Untersuchung  ist die Frage, ob die in 
der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Grundgesetzes be-
stehende staatliche Ausweisungs- und Abschiebungsbefugnis durch 
Bestimmungen des Deutschen Auslieferungsgesetzes, durch Auslie-
ferungsverträge  oder durch allgemeine Regeln des Völkerrechts ein-
geschränkt ist1. Gleichzeitig soll geprüft  werden, ob dem Auslieferungs-
recht im Hinblick auf Ausländer, die von einem fremden Staat straf-
rechtlich verfolgt werden, ein Vorrang vor den Rechtsregeln der Aus-
weisung und Abschiebung solcher Personen zukommt. Denn nur dann 
könnte der Fall eintreten, daß eine im übrigen gerechtfertigte  Aus-
weisung und Abschiebung des Verfolgten mit der Begründung ange-
fochten werden könnte, es handle sich um eine unzulässige „ver-
schleierte Auslieferung".  Fälle rechtswidriger Ausweisung und Ab-
schiebung, in denen die Unzulässigkeit der Maßnahme sich bereits aus 
anderen2 als speziell auslieferungsrechtlichen  Gründen ergibt und bei 
denen es deshalb für die rechtliche Beurteilung auch gar nicht auf den 
Gesichtspunkt der „verschleierten Auslieferung" ankommt, sollen von 
vornherein aus der Betrachtung ausgeschieden werden. 

I I . Durch die Auslieferung w i rd der Verfolgte in den Bereich der 
Strafhoheit  des Verfolgerstaates  gebracht. Dieser Erfolg kann auch 
außerhalb  des für die Auslieferung vorgesehenenVerfahrens  herbei-
geführt  werden. In erster Linie bieten sich hierfür  die fremdenpolizei-

1 Zur K lärung der i m folgenden benutzten üblichen Terminologie seien 
die an Auslieferung bzw. Ausweisung Betei l igten gleich zu Anfang einge-
führ t : 

Der von einem Auslieferungsver  fahren  betroffene  Ausländer w i r d als 
Verfolgter  bezeichnet. I m Hinbl ick auf den Verfolgerstaat  spricht man vom 
ersuchenden  Staat; m i t Bezug auf den Zufluchtsstaat, i n dem sich der 
Verfolgte aufhält, vom ersuchten  Staat. 

I m Bereich des Aus Weisungsrechts  w i r d der ausweisende Staat als Aufent-
haltsstaat  und der Staat, i n den der Ausgewiesene abgeschoben werden soll, 
als Bestimmungsland  bezeichnet. Von ersuchendem und ersuchtem Staat 
w i r d hier lediglich i m Zusammenhang mi t der Durchsetzung des Ausreise-
befehls gesprochen, wenn der ausweisende Aufenthaltsstaat das Bestim-
mungsland u m Übernahme des betroffenen  Ausländers ersucht. 

2 ζ. B. fremdenpolizeirechtliche  oder grundrechtliche Erwägungen. 
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liehen Maßnahmen der Ausweisung und Abschiebung bzw. der Zu-
rückweisung eines Verfolgten in den Verfolgerstaat  an. Aber auch bei 
der häufig zwischen Staaten vereinbarten formlosen Uberstellung von 
minderjährigen 3 oder geisteskranken Straftätern  oder der Rückschaf-
fung sonstiger hilfsbedürftiger  Personen4 lassen sich Fälle denken, in 
denen auf diesem Wege der Erfolg einer Auslieferung außerhalb des 
Auslieferungsverfahrens  bewirkt wird 5 . Gleiches g i l t für die Repa-
tri ierung von Deserteuren oder sonstigen Straftätern  im Rahmen einer 
allgemeinen Rückführung von Kriegsgefangenen in einen Staat, in dem 
ihnen strafrechtliche  Verfolgung droht6. Der Erfolg einer Auslieferung 
kann nicht zuletzt auch dadurch erreicht werden, daß der Aufenthalts-
staat die Entführung des Betroffenen  in den Verfolgerstaat 7 duldet 
oder diesem gar die Nacheile auf sein Staatsgebiet erlaubt8, anstatt 
sich an ein Auslieferungsverfahren  zu halten. 

Im folgenden sollen nicht alle denkbaren Formen einer Umgehung 
von Auslieferungsregeln  untersucht werden. Ziel der Arbeit ist auch 
nicht die Feststellung der sich aus Art. 16 Abs. 2 S. 2 GG ergebenden 
Schranken für die Ausweisung und Abschiebung politisch  Verfolgter 9. 
Vielmehr soll erörtert werden, welche Schranken sich für die Aus-
weisung und Abschiebung der nicht bereits durch das Asylrecht des 
Art . 16 Abs. 2 S. 2 GG geschützten strafrechtlich  verfolgten Ausländer 
aus Vorschriften  des Auslieferungsrechts  ergeben. Damit t r i t t das 

3 Vgl. Juris-Classeur d e s t r u c t i o n criminel le 3 (1950), „Extradi t ion", Com-
mentaires Nr. 99. 

4 Vgl. Nr. 14 der VwvAus lG zu § 10 AuslG. 
5 Siehe z.B. den Geschäftsbericht des Schweizerischen Bundesrates 1931, 

S. 276 Ziff.  6 : E in deutsches Auslieferungsersuchen  wurde von den schweize-
rischen Behörden wegen völ l iger Zurechnungsunfähigkeit  des Verfolgten 
abgewiesen, dieser aber nach Deutschland heimgeschafft  ohne Sicherung 
gegen strafrechtliche  Verfolgungsmaßnahmen. 

β Hierzu Schapiro, Repatriation of Deserters, in : B Y I L Bd. 29 (1952), 
S. 310 ff. 

7 Hierzu im einzelnen Bauer,  Die völkerrechtswidrige Entführung (1968); 
Doehring,  Restitutionsanspruch, Asylrecht und Auslieferungsrecht  i m Fal l 
Argoud, in : ZaöRV Bd. 25 (1965), S. 209 ff.;  Evans, Acquisi t ion of Custody 
over the Internat ional Fugit ive Offender-Alternatives  to Extradi t ion: A 
Survey of United States Practice, in : B Y I L Bd. X L (1964), S.77ff . (89 ff.); 
Marchand,  Entführungen auf fremdem Staatsgebiet, in : Journal der In ter -
nationalen Juristen-Kommission, Bd. 7 (1966), S. 270 ff. 

8 E in Beispiel für gestattete Nachteile f indet sich in Ar t . 14 des Nachbar-
schaftsabkommens zwischen Frankreich  und Monaco  v. 18.5.1963 (Décr. ν . 
24. 9.1963, D. 1963.305), i n dem beide Staaten sich gegenseitig Verfolgung und 
Ergreifung  flüchtiger Verbrecher i m Grenzgebiet gestatten, vgl. Aymond, 
„Extradi t ion", in : Dalloz, Encyclopédie Juridique, Repertoire de Droi t In ter -
national, Bd. 1 (1968), S. 808 ff.,  810 Nr. 16. 

9 Hierzu Forgäch,  Die Grenzen des von Ar t . 16 GG gewährten Asylrechts 
(1969), mi t Nachweisen der umfangreichen Li teratur. 
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Problem des Verhältnisses  von Auslieferung  und Ausweisung  i n den 
Mittelpunkt der Betrachtung. Gerade in diesem Bereich taucht die 
Frage der verschleierten Auslieferung am häufigsten auf. 

I I I . Folgende Beispielsfälle  aus der  Staatenpraxis  mögen die hier 
zu behandelnde Problematik veranschaulichen. 

1. Die englischen Gerichte beschäftigte 1962 der Fall des amerika-
nischen Staatsangehörigen Sohlen10, der vor der drohenden Vollstrek-
kung eines Strafurteils  wegen Verrats verteidigungswichtiger Ge-
heimnisse der USA an die UdSSR mit falschem Paß nach Israel ge-
flüchtet und dort auf Betreiben der USA ausgewiesen worden war. I n 
Begleitung eines US-Beamten wurde er von Tel Av iv nach Athen ge-
flogen. Auf dem Weiterflug nach USA brachte Soblen sich so schwere 
Verletzungen bei, daß er in London in ein Krankenhaus eingeliefert 
werden mußte. Seine Rechtsmittel gegen Abweisung und Zurück-
schiebung sowie sein Asylantrag wurden abgelehnt. Trotz vorliegen-
den Visums zur Einreise in die Tschechoslowakei11 wurde er zur Rück-
kehr in die Vereinigten Staaten gezwungen12. 

2. Bis vor die Europäische Menschenrechtskommission gelangte der 
von niederländischen Gerichten 1963 entschiedene Fall Wallace . Der mi t 
falschem Paß in die Niederlande eingereiste amerikanische Staatsan-
gehörige wurde dort wegen verbotenen Besitzes von Rauschmitteln zu 
zwei Jahren Gefängnis verurteilt. Als er nach Verbüßung der Strafe 
ausgewiesen wurde, waren nur die USA als Heimatstaat zu seiner 
Übernahme bereit. Dort drohte Wallace eine wesentlich höhere Strafe 
für Taten derselben Art , die er bereits früher  in USA begangen hatte. 

10 R. v. Secretary of State for Home Affairs,  Ex parte Soblen, [1962] 3 A l l 
E.R. 373; R. v. Governor of Br i x ton Prison, Ex parte Soblen, [1962] 3 A l l E.R. 
641; Uni ted States v. Soblen, 199 F. Supp. 11, aff i rmed 301 F. 2d 236 (2d Cir. 
1962), cert, denied 370 U.S. 944; siehe hierzu ALG, Extradi t ion and Depor-
tation, in : Law Quarterly Review Bd. 79 (1963), S. 41 ff.;  Evans,  Reflections 
upon the Pol i t ical Offense  i n Internat ional Practice, A J I L Bd. 57 (1963), 
S. I f f . (9 f.); O'Higgins,  Deportation or Extradit ion, in : CLJ 1963, S. 10 f t ; 
ders., Disguised Extradi t ion: The Soblen Case, in : The Modern Law Review 
Bd. 27 (1964), S. 521 ff.;  Higgins,  The Soblen Case, in : The Wor ld Today Bd. 18 
(1962), S. 415 ff.;  Thornberry,  Dr. Soblen and the Al ien L a w of the Uni ted 
Kingdom, in : ICLQ 1963, S.414ff. 

1 1 Siehe die Sachverhaltsdarstellung bei Lord Denning, [1962] 3 A l l E.R. 
662 B. 

1 2 Der Kanadische  Oberste Gerichtshof wies i m Falle Moore v. The Minister 
of Manpower and Immigrat ion die Klage eines in den USA strafrechtlich 
Verfolgten ab, der auf der Reise nach Panama von kanadischen Behörden 
gefaßt worden war ; das Gericht erklärte seine Abschiebung nach USA 
für rechtens. Ledigl ich ein Mi tg l ied des Gerichts bemängelte in einem 
abweichenden Votum die Nichtbeachtung des Auslieferungsverfahrens. 
Ur te i l vom 24. Jun i 1968, abgedruckt in : Internat ional Law Reports, Bd. 43 
(1971), S. 213 ff. 
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